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Satzung 
der Gemeinde Alfter über die Entwässerung der Grund stücke und den 

Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage -Entwäs serungssatzung- 
der Gemeinde A1fter vom 04.01.1999 

 
 
 

Aufgrund der §§ 7-9 der Gemeindeordnung für das Lan d Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1 994, S.666), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2013 (GV NRW 20 13, S. 878), 
der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bunde s in der Fassung vom 
31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff.),zuletzt geänd ert durch Gesetz vom 
07.08.2013 (BGBl. I 2013, S. 3180ff.), 
des § 53 Abs. 1e Satz 1 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV N RW 1995, S. 926), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV NRW 2013 S. 135ff)sowie 
der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser in der Fa ssung der Bekanntmachung vom 
09.11.2013 (GV NRW 2013, S. 602ff) im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw 
hat der Rat der Gemeinde Alfter am 04.12.2014 folge nde Änderungssatzung be-
schlossen:  
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde betreibt in ihrem Gebiet die unsch ädliche Beseitigung der  Ab-

wässer (Schmutz und Regenwässer) als öffentliche Au fgabe. Die Abwasserbesei-
tigungspflicht der Gemeinde umfaßt das Sammeln, For tleiten,  Behandeln, Ein-
leiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im  Gemeindegebiet anfallen-
den Abwassers sowie die Übergabe des Abwassers an  die Stadt Bonn und die 
Stadt Bornheim. Die Behandlung des Abwassers erfolg t nach Übergabe an die 
Städte Bonn und Bornheim in den dortigen  Kläranlagen.  

 
(2) Zur Erfüllung dieser Aufgabe sind und werden Ab wasseranlagen hergestellt,  

die von der Gemeinde als öffentliche Einrichtung im  Trennverfahren (für  
Schmutzwasser und Niederschlagswasser) und/oder im Mischverfahren (zur  ge-
meinsamen Aufnahme von Schmutz- und Niederschlagswa sser) betrieben  und un-
terhalten werden. Die öffentlichen Abwasseranlagen bilden eine  rechtliche 
und wirtschaftliche Einheit. Nicht hierzu zählt jed och die  Entsorgung von 
Kleinkläranlagen und abflußlosen Gruben, die in der  Satzung über die Entsor-
gung von Grundstücksentwässerungsanlagen vom  22.06.1989 geregelt ist.  

 
(3) Zu den Abwasseranlagen im Sinne dieser Satzung gehören auch Anlagen und  Ein-

richtungen Dritter, soweit die Gemeinde diese zur G rundstücksentwässerung in 
Anspruch nimmt und sich an deren Kosten beteiligt. Zur öffentlichen Abwas-
seranlage gehören auch dezentrale öffentliche Versi ckerungsanlagen für  

    Niederschlagswasser sowie Auffang- und Ableitun gsgräben, die zum Bestandteil 
    der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet worden  sind.  
     
 
(4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwassera nlage sowie den Zeitpunkt  ih-

rer Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung,  Sanierung oder  Beseiti-
gung bestimmt die Gemeinde im Rahmen der ihr oblieg enden Abwasserbeseiti-
gungspflicht.  

 
(5) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören weder d ie Anschlußstutzen noch  die 

Grundstücksanschlußleitungen.  



 
(6) Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch eine öffe ntliche Einrichtung nach  § 

114 GO NW. Sie trägt den Namen "Gemeindewerke der G emeinde Alfter" und  wird 
nach den Bestimmungen der jeweils gültigen Betriebs atzung geführt. 

                        
 
                                    
 

§ 2 
Anschluß- und Benutzungsrecht 

 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde l iegenden Grundstücks (An-

schlußberechtigter) ist vorbehaltlich der Einschrän kungen in dieser   Sat-
zung berechtigt, von der Gemeinde zu verlangen, daß  sein Grundstück an  die 
bestehenden öffentliche Abwasseranlage angeschlosse n wird (Anschlußrecht).  

 
(2) Nach der betriebsfertigen Herstellung der Ansch lußleitung hat der Anschluß-

berechtigte vorbehaltlich der Einschränkungen in di eser Satzung  und unter 
Beachtung der technischen Vorschriften für den Bau und Betrieb  von Grund-
stücksentwässerungsanlagen das Recht, die auf seine m Grundstück  anfallenden 
Abwässer in die Abwasseranlage einzuleiten (Benutzu ngsrecht).  

 
 

§ 3 
Begrenzung des Anschlussrechts 

 
(1) Das im § 2 Abs. 1 gegebene Anschlussrecht erstr eckt sich nur auf solche  

Grundstücke, die an die betriebsfertige und aufnahm efähige öffentliche  Ab-
wasseranlage angeschlossen werden können. Dazu muss  die öffentliche Abwas-
seranlage in unmittelbarer Nähe des Grundstücks ode r auf dem Grundstück ver-
laufen.Die öffentliche Abwasseranlage verläuft auch  dann in unmittelbarer 
Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein un-
mittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welc her ein öffentlicher Ka-
nal verlegt ist,  Die Gemeinde kann den Anschluss a uch in anderen Fällen  zu-
lassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht b eeinträchtigt wird.  Die 
Herstellung neuer oder die Erweiterung oder Änderun g bestehender  Abwasser-
leitungen kann nicht verlangt werden.  

 
(2) Die Gemeinde kann den Anschluss versagen, wenn die Voraussetzungen des § 53 

Abs. 4 Satz 1 LWG zur Übertragung der Abwasserbesei tigungspflicht auf Antrag 
der Gemeinde auf den privaten Grundstückseigentümer  durch die untere Wasser-
behörde erfüllt sind. Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer 
bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen M ehraufwendungen zu tra-
gen, und wenn er auf Verlangen hierfür angemessene Sicherheit leistet.  

 
(3) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Geb ieten dürfen die  Schmutz- und 

Regenwässer nur den jeweils dafür bestimmten Leitun gen zugeführt werden.  
 
(4) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich  auch auf das Niederschlags-

wasser. Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagsw asser von Grundstücken, 
bei denen die Pflicht zur Beseitigung des Niedersch lagswassers gemäß § 53 
Abs.3a Satz 1 LWG NRW dem Eigentümer des Grundstück s obliegt. Darüber hinaus 
ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht au sgeschlossen, wenn die 
Gemeinde von der Möglichkeit des § 53 Abs. 3a Satz 2 LWG NRW Gebrauch macht.  

 
(5) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Ge meinde von der Abwasserbesei-

tigungspflicht befreit ist. 
 
 
 
 
 



§ 4 
Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
(1) In die öffentliche Abwasseranlage darf solches Wasser nicht eingeleitet  wer-

den, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe  
 

- die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet ,  
 
 
- die Mitarbeiter der Abwasserbeseitigung gesundhei tlich gefährdet, oder 

schädigt,  
 
- die öffentliche Abwasseranlage einschließlich der  Kläranlagen in ihrem  Be-

stand angreift oder ihre Funktionsfähigkeit oder Un terhaltung gefährdet, 
erschwert oder behindert,  

 
- den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich ersc hwert oder verteuert,  
 
- die Klärschlammbehandlung- beseitigung oder -verwer tung beeinträchtigt 

oder verteuert,  
 
- die Vorfluter schädlich verunreinigt,  
 
- die Funktion der Abwasseranlage so erheblich stör t, dass dadurch die  An-

forderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaub nis nicht eingehalten 
werden können.  

 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbes ondere nicht eingeleitet  wer-

den:  
 

a) Stoffe, die die Leitungen verstopfen oder verkle ben oder Ablagerungen  
verursachen können wie Schutt, Asche, Schlacke, Dun g, Müll, Kehricht,  
Sand, Glas, Kunststoffe, Schlacht- und Küchenabfäll e, Fritierfette,  Ab-
fälle aus Obst und Gemüse verarbeitenden Betrieben,  auch wenn diese  Stof-
fe zerkleinert worden sind,  

 
b) flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten könne n, sowie Stoffe, die  nach 

Übersättigung im Abwasser in der Kanalisation ausge schieden  werden und zu 
Abflussbehinderungen führen können,  

 
c) feuergefährliche, explosive, radioaktive, gasför mige und andere  Stoffe, 

die die öffentliche Abwasseranlage sowie die Mitarb eiter der  Abwasserbe-
seitigung gefährden können, wie Benzin, Benzol, Fet te, Öle,  Karbid, Phe-
nol, oder aus denen explosionsfähige Gas-Luft-Gemis che  entstehen können 
oder die Gase in schädlicher Konzentration freisetz en können,  

 
d) schädliche oder giftige Abwässer,  
 

- die Konzentrationen über die in der Anlage 1 fest gesetzten Grenzwerte  
hinaus enthalten,  

 
- die schädliche Ausdünstungen oder üble Gerüche ve rbreiten, 
 
- die Baustoffe der Abwasseranlage angreifen, 
 
- die den Betrieb der Entwässerungs- oder Abwasserb ehandlungsanlagen, 

insbesondere den biologischen Teil und die Schlammb ehandlung stören 
oder erschweren können, 

 
e) Abwässer aus Ställen und Dunggruben, Silosickers aft, Molke, Blut,  
 
f) pflanzen- und bodenschädliche Abwässer,  



 
g) Grund-, Drain-, Kühl- und Deponiewasser sowie fl ießende Gewässer,  
 
h) Emulsionen von Mineralölprodukten,  
 
i) Medikamente und pharmazeutische Produkte,  
 
j) Inhalte von Chemietoiletten,  
 
k) nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabte ilungen von Krankenhäu-

sern und medizinischen Instituten,  
  
l) Schlämme aus Neutralisations-, entgiftungs- und sonstigen privaten  Be-

handlungsanlagen,  
 
m) Abwasser und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, ins-

besondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben , Sickerschächten, 
Schlammfängen und gewerblichen Sammelbehältern, sow eit  sie nicht in eine 
für diesen Zweck vorgesehene gemeindliche Einleitun gsstelle eingeleitet 
werden,  

 
n) nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flü ssiggasbetriebenen Brenn-

wertanlagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr al s 100 KW sowie nicht 
neutralisierte Kondensate aus sonstigen Brennwertan lagen.  

 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die in der Anlage 1 festgesetzten 

Grenzwerte nicht überschritten werden. Eine Verdünn ung oder  Vermischung des 
Abwassers mit dem Ziel diese Grenzwerte einzuhalten ,  darf nicht erfolgen.  

 
(4) Ein Überschreiten der in der Anlage 1 festgeset zten Grenzwerte kann aus-

nahmsweise auf Antrag  im Einzelfall von der Gemein de zugelassen werden, 
wenn die in der öffentlichen Abwasseranlage vorhand ene Verdünnung mit sons-
tigem Abwasser ausreicht und die Gesamtschadstoffko nzentration keine Störung 
im Betriebsablauf oder Erhöhung der Abwasserabgabe verursacht.  

 
(5) Ein Unterschreiten der in der Anlage 1 festgese tzten Grenzwerte kann die  Ge-

meinde im Einzelfall verlangen, wenn dies mit Rücks icht auf die Zusammenset-
zung des in der öffentlichen Abwasseranlage vorhand enen Abwassers oder im 
Hinblick auf die von der Gemeinde bei der Einleitun g des Abwassers in den 
Vorfluter einzuhaltenden Vorschriften, Bedingungen  und Auflagen erforderlich 
ist. Das gilt auch, wenn die Menge der Schadstoffe trotz der Einhaltung der 
Grenzwerte zu einer Erhöhung der Abwasserabgabe füh rt.  

 
(6) Die Gemeinde kann im Einzelfall Schadstofffrach ten (Volumenstrom und/  oder 

Konzentration) festlegen. Sie kann eine Vorklärung oder sonstige  Vorbehand-
lung der Abwässer aus gewerblichen und industrielle n Betrieben  vor ihrer 
Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage derges talt verlangen, dass ins-
besondere die Ableitung der in der Anlage 1 genannt en Stoffe über die dort 
festgesetzten Grenzwert hinaus unterbleibt. Wenn di e Beschaffenheit oder 
Menge der Abwässer dies insbesondere im Hinblick au f den Betrieb der öffent-
lichen Abwasseranlage erfordert, kann die Gemeinde auch eine Rückhaltung und 
dosierte Einleitung verlangen.   

 
(7) Der unmittelbare Anschluss von Dampfleitungen u nd Dampfkesseln ist  nicht    

statthaft.  
 
(8) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche  Abwasseranlage auf anderen 

Wegen als über die Anschlussleitung eines Grundstüc kes darf nur  mit Einwil-
ligung der Gemeinde erfolgen.  

 
(9) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage i st ausgeschlossen, soweit  die 

Gemeinde von der Abwasserbeseitigungspflicht befrei t ist.  



(10) Die Gemeinde kann auf Antrag befristete, jeder zeit widerrufliche Befreiun-
gen von den Anforderungen der Absätze 2 bis 9 ertei len, wenn sich andern-
falls eine nicht beabsichtigte Härte für den Verpfl ichteten ergäbe und 
Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht e ntgegenstehen, insbeson-
dere die technischen Voraussetzungen gegeben sind. 

 
(11) Betriebe und Haushaltungen, in denen Benzin, B enzol, Öle oder Fette anfal-

len, haben Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Sto ffe aus dem Abwasser 
einzubauen (Abscheider). Die Abscheider und deren B etrieb müssen den ein-
schlägigen technischen und rechtlichen Anforderunge n entsprechen. Die Ge-
meinde kann darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb und 
die Unterhaltung der Abscheider stellen, sofern die s im Einzelfall zum 
Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich  ist. Die Entleerung der 
Abscheider muss in regelmäßigen Abständen und zusät zlich bei Bedarf erfol-
gen. Das Abscheidegut ist in Abstimmung mit den abf allrechtlichen Vor-
schriften zu entsorgen und darf an keiner anderen S telle der öffentlichen 
Abwasseranlage zugeführt werden. Der Anschlussberec htigte ist für jeden 
Schaden haftbar, der durch eine versäumte Entleerun g des Abscheiders ent-
steht.  

 
(12) Betriebe, bei denen die Ableitung schädlicher Abwässer zu vermuten ist, ha-

ben regelmäßig nach näherer Aufforderung durch die Gemeinde über die  Art 
und Beschaffenheit ihrer Abwässer sowie über deren Menge Auskunft  zu geben 
und die dazu erforderlichen technischen Einrichtung en, insbesondere Mess-
einrichtungen, vorzuhalten. Im Einzelfall können au f Kosten  des Einleiters 
Abwasseranalysen eines anerkannten Prüfungsinstitut s  verlangt werden. Die 
Gemeinde ist berechtigt, derartige Abwasseranalysen  auch selbst vorzunehmen 
bzw. vornehmen zu lassen.  

 
(13) Darüber hinaus kann die Gemeinde bei der Einle itung von Abwässern, die den 

Verdacht unzulässiger Einleitung in die öffentliche  Abwasseranlage begrün-
den, jederzeit Abwasseruntersuchungen vornehmen las sen. Sie bestimmt die 
Entnahmestellen sowie Turnus der Probenahmen. Die K osten für die Untersu-
chungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herau sstellt dass ein Verstoß 
gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vor liegt, andernfalls die 
Gemeinde. 

 
(14) Wenn gefährliche oder schädliche Stoffe in die  Abwasseranlage gelangen oder 

zu gelangen drohen (z. B. Auslaufen von Behältern, Betriebsstörungen), so 
ist die Gemeinde unverzüglich zu informieren. 

 
(15) Wenn die Art des Abwassers sich ändert oder se ine Menge sich wesentlich er-

höht, hat jeder Anschlussnehmer dies unaufgefordert  und unverzüglich der 
Gemeinde mitzuteilen und die erforderlichen Angaben  zu machen. Auf Verlan-
gen hat er die Unschädlichkeit des Abwassers nachzu weisen. 

 
(16) Reichen die vorhandenen Abwasseranlagen für di e Aufnahme und Reinigung der 

erhöhten Abwassermenge oder des veränderten Abwasse rs nicht aus, behält 
sich die Gemeinde vor, die Aufnahme dieser Abwasser menge zu versagen; dies 
gilt jedoch nicht wenn der Anschlussnehmer sich ber eit erklärt, zusätzlich 
den Aufwand für die Erweiterung der öffentlichen Ab wasseranlage und die er-
höhten Betriebs- und Unterhaltungskosten zu tragen.  

 
(17) Wer unter Nichtbeachtung der Einleitungsbeding ungen dieser Vorschrift  den 

Verlust der Halbierung der Abwasserabgabe (§ 9 Abs.  5 AbwAG) verursacht, 
hat der Gemeinde den erhöhten Betrag der Abwasserab gabe zu erstatten. Haben 
mehrere den Wegfall der Abgabehalbierung verursacht , so haften sie als Ge-
samtschuldner. 

 
 
 
 



(18) Die Gemeinde kann die notwendigen Maßnahmen er greifen, um 
 

- das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder S toffen zu verhindern  das 
unter Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt,  

 
- das Einleiten von Abwasser zu verhindern, daß die  Grenzwerte nach   Absatz 

3 nicht einhält.  
 
 

§ 5 
Anschluß- und Benutzungszwang 

 
(1)  Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Ei nschränkungen in dieser 

Satzung verpflichtet, sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlas-
sungspflicht nach § 53 Abs. 1c LWG an die öffentlic he Abwasseranlage anzu-
schließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück anfäl lt (Anschlusszwang). 
Soweit noch nicht geschehen, zeigt die Gemeinde dur ch öffentliche Bekanntma-
chung an, welche Straßen oder Ortsteile mit einer b etriebsfertigen Abwasser-
leitung versehen sind, so dass damit der Anschlussz wang wirksam geworden 
ist. 
Alle für den Anschlusszwang in Frage kommenden Ansc hlussberechtigten haben 
ihre Grundstücke mit den zur ordnungsgemäßen Entwäs serung erforderlichen 
Einrichtungen zu versehen. Die Gemeinde kann auch d en Anschluss von ande-
ren Grundstücken verlangen, wenn besondere Gründe d as erfordern. Bei Neu- 
und Umbauten muss der Anschluss vor der Gebrauchsab nahme des Baues ausge-
führt sein. 

 
(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einsc hränkungen in dieser Satzung 
    -insbesondere der in § 4 erwähnten- verpflichte t, das gesamte auf seinem 

Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und N iederschlagswasser) durch 
die Anschlussleitung/en in die öffentliche Abwasser anlage einzuleiten (Be-
nutzungszwang), um seine Abwasserüberlassungspflich t nach § 53 Abs. 1c LWG 
NRW zu erfüllen. 

 
(3) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch  für das Niederschlagswasser, 

außer in den Fällen des § 3 Abs. 4 Satz 2 und 3. Da rüber hinaus kann die Ge-
meinde auch unter Beibehaltung des Anschluss- und B enutzungsrechts eine Be-
freiung vom Anschluss und Benutzungszwang aussprech en, wenn das Nieder-
schlagswasser auf überwiegend zu Wohnzwecken genutz ten Gebieten anfällt und 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit v or Ort versickert oder 
ortsnah in ein Gewässer eingeleitet werden kann. Da s wasserrechtliche Er-
laubnisverfahren durch die zuständige Wasserbehörde  bleibt von dieser Rege-
lung unberührt.  

 
(4) In den nach dem Trennverfahren entwässerten Geb ieten sind das Schmutz- und 

das Niederschlagswasser den jeweils dafür bestimmte n Leitungen zuzuführen. 
Mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde kann dem Sch mutzwassersammler auch 
stark belastetes (= verschmutztes) Niederschlagswas ser i.S.d. landeswasser-
gesetzlichen Definition zugeführt werden.  

 
(5) Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach d er Errichtung von Bauwerken 

hergestellt, so ist das Grundstück nach Bekanntmach ung gem.  Abs. 1 binnen 
drei Monaten anzuschließen. Die Gemeinde kann diese  Frist  in Ausnahmefällen 
auf Antrag verlängern.  

 
(6) Wird die Abwasseranlage nachträglich für die Ab leitung von Fäkalien  einge-

richtet, so sind die erforderlichen Arbeiten auf de n angrenzenden  Grundstü-
cken binnen drei Monaten durchzuführen. Die Gemeind e kann diese  Frist in 
Ausnahmefällen auf Antrag verlängern.  

 
 
 



(7) Die Entwässerungseinrichtungen dürfen nicht zu anderen Zwecken benutzt  wer-
den.  

 
(8) Auf Grundstücken, deren Abwässer in die öffentl iche Abwasseranlage abgelei-

tet werden, dürfen behelfsmäßige Abwasseranlagen, A bortgruben usw. nicht 
mehr angelegt oder benutzt werden, es sei denn, das s eine Befreiung nach § 6 
gewährt wird. Bei vorübergehender Duldung des Betri ebes von behelfsmäßigen 
Anlagen im Sinne von Satz 1 ist der Gemeinde auf An forderung ein Entsor-
gungsnachweis vorzulegen. Die Entsorgungsmodalitäte n werden durch die Ge-
meinde nach pflichtgemäßem Ermessen reglementiert.  

 
(9) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehene n Gebäudes hat der Anschluss-

verpflichtete der Gemeinde rechtzeitig vorher mitzu teilen, damit die An-
schlussleitung verschlossen oder beseitigt werden k ann. Die Kosten für das 
Verschließen oder Beseitigen eines Anschlusses hat der Anschlussverpflichtete 
zu tragen. Unterlässt er die rechtzeitige Mitteilun g, so hat er für den da-
durch entstehenden Schaden aufzukommen, auch wenn s eine Bevollmächtigten oder 
Erfüllungshilfen ein Verschulden trifft.  

 
(10) Die sich aus dem Benutzungszwang ergebenden Ve rpflichtungen sind von allen 
     Benutzern der Grundstücke zu beachten. 
 
(11) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nic ht, wenn die in § 51 Abs. 2     
     Satz 1 Nr. 1 und 2 LWG bezeichneten Vorrausset zungen für das in landwirt- 
     schaftlichen Betrieben anfallende Abwasser ode r für zur Wärmegewinnung 
     benutztes und verschmutztes Abwasser vorliegen . Das Vorliegen dieser  
     Voraussetzungen ist der Gemeinde nachzuweisen.  
 
(12) Unabhängig vom Vorliegen der in Abs. 11 erwähn ten Voraussetzungen ist das 
     häusliche Abwasser aus landwirtschaftlichen Be trieben an die öffentliche 
     Abwasseranlage anzuschließen und dieser zuzufü hren. die Gemeinde kann in 
     begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen, s ofern dies nicht zu Beein- 
     trächtigungen des Wohls der Allgemeinheit führ t. 
 
 
 

§ 6 
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

für Schmutzwasser 
 

(1) Nach § 53 LWG ist die Gemeinde verpflichtet, da s auf ihrem Gebiet anfallende 
Abwasser zu beseitigen, soweit nicht eine Befreiung  von dieser  Verpflichtung 
durch die zuständige Behörde erteilt wird. Eine Bef reiung  vom Anschluß- und 
Benutzungszwang kann deshalb nur erteilt werden, we nn  die Gemeinde von der 
Abwasserbeseitigungspflicht befreit wird.  

 
(2) Der Anschlußverpflichtete kann auf Antrag unter  den Voraussetzungen des  Abs. 

1 vom Anschluß- und Benutzungszwang für Schmutzwass er widerruflich  oder auf 
bestimmte Zeit befreit werden, wenn ein begründetes  Interesse  an einer an-
derweitigen Beseitigung oder Verwertung des Schmutz wassers  besteht (z.B. 
landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Grunds tücke,  für Industrieun-
ternehmen, die über eine eigene, dem Zwecke der öff entlichen Entwässerung 
entsprechenden Anlage verfügen) und - insbesondere  durch Vorlage einer was-
serrechtlichen Erlaubnis - nachgewiesen werden  kann, daß eine Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit nicht zu  besorgen ist,  

 
Dem Antrag sind Pläne und Erläuterungen beizufügen,  aus denen ersichtlich 
ist, wie die Abwässer beseitigt oder verwertet werd en sollen.  

 
 
 



(3) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne de s Abs. 2 liegt nicht vor,  
wenn die anderweitige Beseitigung oder Verwertung d es Schmutzwassers  ledig-
lich dazu dienen soll, Gebühren zu sparen.  

 
(4) Eine Befreiung vom Anschluß- und Benutzungszwan g für Schmutzwasser entbindet 

den Grundstückseigentümer nicht von der Verpflichtu ng, für die  Beseitigung 
gesundheitsgefährdender Mißstände zu sorgen.  

 
 

§ 7 
Herstellung von Grundstückskläreinrichtungen 

 
(1) Grundstückskläreinrichtungen bedürfen der wasse rrechtlichen Genehmigung  und 

Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde.  
 
(2) Grundstückskläreinrichtungen dürfen nur angeleg t werden, wenn  
 

a) eine Befreiung vom Anschluß an die öffentliche A bwasseranlage erteilt  
worden ist,  

 
b) die Gemeinde eine Vorbehandlung des Abwassers ve rlangt,  
 
c) keine öffentliche Abwasserleitung vorhanden ist und in absehbarer  Zeit 

auch nicht verlegt wird.  
 
(3) Eine Grundstückskläreinrichtung muss nach den b auaufsichtlichen Bestimmungen 

und den anerkannten Regeln der Abwassertechnik herg estellt und betrieben 
werden. Voraussetzung sind die wasserrechtliche Gen ehmigung und Erlaubnis 
durch die zuständige Wasserbehörde. Die Einleitung von Niederschlagswasser 
in die Grundstückskläreinrichtung ist nicht zulässi g.  

 
(4) Den Aufwand und die Kosten für die Herstellung und Betrieb der Grundstücks-

kläreinrichtung trägt der Grundstückseigentümer. Fü r den ordnungsgemäßen Be-
trieb von Grundstückskläreinrichtungen sowie für ih re einwandfreie Unterhal-
tung, ständige Wartung und Reinigung ist der Grunds tückseigentümer verant-
wortlich. Neben dem Grundstückseigentümer ist  der Erbbauberechtigte verant-
wortlich. Für Betrieb (Entleerung usw.) und  Wartung sind die geltenden Vor-
schriften zu befolgen. Die Gemeinde ist  berechtigt die Anlage und den Be-
trieb zu überwachen und die Einhaltung  der bei der Genehmigung erteilten 
Auflagen und Bedingungen zu überprüfen.  

 
(5) Bei Grundstückskläreinrichtungen deren Ablauf i n die öffentlichen Abwasser-

anlagen oder Vorfluter geleitet wird, behält sich d ie Gemeinde  vor, bei 
Nichtbeachtung der Vorschriften auch den Betrieb de r Kläreinrichtungen 
selbst zu übernehmen und die ihr entstehenden Koste n von  dem Grundstücksei-
gentümer oder Erbbauberechtigten zu erheben.  

 
(6) Die Entsorgung der Grundstückskläreinrichtungen  (Entleerung, Abfuhr  und Be-

handlung der Anlageninhalte) betreibt die Gemeinde nach Maßgabe  der Gesetze 
und der Satzung über die Entsorgung von Grundstücks entwässerungsanlagen vom 
22.06.1989 als öffentliche Einrichtung. 

 
 

§ 8 
Beseitigung und Umnutzung alter Anlagen 

 
(1) Anlagen, die vor dem Anschluß an die öffentlich e Abwasseranlage der  Besei-

tigung oder dem Sammeln der auf dem Grundstück anfa llenden Abwässer dien-
ten, sind, soweit sie nicht als Bestandteil der neu en  Grundstücksentwässe-
rungsanlagen genutzt werden, binnen drei Monaten  so herzurichten, daß sie 
für die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser  nicht mehr genutzt werden kön-



nen. Dies gilt insbesondere für Gruben,  alte Kanäle, Sickereinrichtungen 
und Grundstückskläranlagen. Die  Kosten trägt der Grundstückseigentümer.  

  
 
(2) Wird eine Befreiung vom Anschluß- und Benutzung szwang für das Nieder-

schlagswasser erteilt, sollten vorhandene örtliche Anlagen zur Regenwas-
sernutzung erhalten bleiben. Voraussetzung für die weitere Nutzung  örtli-
cher Anlagen ist jedoch eine gründliche und fachger echte Reinigung sowie 
die ausschließliche Nutzung des Regenwassers zur Ga rtenbewässerung und 
ähnliche Zwecke, nicht jedoch zur Trinkwasserversor gung  Das wasserrecht-
liche Erlaubnisverfahren durch die zuständige Wasse rbehörde bleibt von 
dieser Regelung unberührt.  

 
 

§ 9 
Nutzung des Niederschlagswasser 

 
(1) Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutz ung des auf seinem Grundstück 

anfallenden Niederschlagswasser als Brauchwasser, s o hat er dies der Gemein-
de anzuzeigen. Die Gemeinde verzichtet in diesem Fa ll auf die Überlassung 
des verwendeten Niederschlagswasser gemäß § 53 Abs.  3a Satz 2 LWG, wenn die  

    ordnungsgemäße Verwendung des Niederschlagswass ers als Brauchwasser auf dem 
Grundstück sichergestellt ist. Es ist nach Gebrauch - soweit es nicht für Be-
wässerungszwecke genutzt wird – der öffentlichen Ab wasseranlage zuzuführen.  

 
(2) Auf Verlangen der Gemeinde muss die als Brauchw asser verwendete Nieder-

schlagswassermenge entsprechend den Bestimmungen de r zu dieser Satzung er-
lassenen Beitrags- und Gebührensatzung nachgewiesen  werden.  

 
 

§ 10 
Zustimmung von Grundstücksanschlüssen 

 
(1) Die Herstellung oder Änderung eines Anschlusses  bedarf der vorherigen Zu-

stimmung der Gemeinde, um einen ordnungsgemäßen Bet rieb der öffentlichen Ab-
wasseranlage zu gewährleisten. Die Zustimmung ist v om Anschlussnehmer recht-
zeitig vor der Durchführung der Anschlussarbeiten s chriftlich bei der Ge-
meinde zu beantragen.  

 
(2) Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die ö ffentliche Abwasseranlage, 

gilt der Antrag mit der Aufforderung der Gemeinde d en Anschluss vorzunehmen, 
als gestellt.  

 
 

§ 11 
Art der Anschlüsse 

 
(1) Jedes Grundstück soll einen unterirdischen und in der Regel unmittelbaren 

Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage haben.  
 
(2) Jedes Grundstück soll im Gebiet des Mischverfah rens nur einen Anschluss,  im 

Gebiet des Trennverfahrens je einen Anschluss an di e Schmutz- und an  die Re-
genwasserkanalisation erhalten. Die Entscheidung da rüber trifft die  Gemein-
de.  

 
(3) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in me hrere selbstständige  Grund-

stücke geteilt, so gilt Abs. 1 und 2 für jedes der neu entstehenden Grund-
stücke.  

 
 
 
 



(4) Die Gemeinde kann gestatten, dass unter besonde ren Verhältnissen, z. B. bei 
Kleinsiedlungs- und ähnlichen Anlagen, zwei oder me hr Grundstücke durch eine 
gemeinsame Anschlussleitung entwässert werden, wenn  eine ordnungsgemäße Ab-
leitung sichergestellt ist. Bei der Zulassung eines  gemeinsamen Anschlusses 
für mehrere Grundstücke müssen die Unterhaltungs- u nd Benutzungsrechte und 
pflichten schriftlich festgelegt und grundbuchlich gesichert werden. 

 
 
(5) Auf Antrag kann ein Grundstück zwei oder mehrer e Anschlüsse erhalten.  Die 

Entscheidung über Art und Anzahl der Anschlüsse tri fft die Gemeinde. Die 
Kosten für die Mehranschlüsse hat der Antragsstelle r zu  zahlen. 

 
 
 

§ 11 a 
Besondere Bestimmungen für die Druckentwässerung 

 
    Führt die Gemeinde aus technischen oder wirtsch aftlichen Gründen die Abwas-

serbeseitigung mittels Druckentwässerung durch, hat  der Grundstückseigentü-
mer auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pu mpenschacht mit einer für 
die Entwässerung ausreichend bemessenen Druckpumpe,  einen Kompressor zur 
Lufteinperlung sowie die dazu gehörige Druckleitung  bis zur Grundstücksgren-
ze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, inst and zu halten und gegebe-
nenfalls zu ändern und zu erneuern. Die Entscheidun g über Art, Ausführung, 
Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der Druckpu mpe, des Kompressors und 
der dazu gehörigen Druckleitung trifft die Gemeinde . 

    Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit  einem geeigneten Fachunter-
nehmen einen Wartungsvertrag abzuschließen, der ein e Wartung der Druckpumpe 
und des Kompressors entsprechend den Angaben des He rstellers sicherstellt. 
Der Wartungsvertrag ist der Gemeinde bis zur Inbetr iebnahme der Drucklei-
tung, des Pumpenschachtes, der Druckpumpe und des K ompressors vorzulegen. 
Für bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungs vertrag innerhalb von 6 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestimmung vorzul egen 

    Die Gemeinde kann den Nachweis der durchgeführt en Wartungsarbeiten verlan-
gen. 

    Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglic h und zu öffnen sein. Eine 
Überbauung oder Bepflanzung des Pumpenschachtes ist  unzulässig. 

 
 

§ 12 
Ausführung und Unterhaltung von Anschlussleitungen 

 
(1) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technisch e Ausführung der Grundstücks-

anschlussleitung, die mindestens einen Durchmesser von 150 mm haben muss, 
sowie die Anordnung, Lage und Ausführung einer geei gneten Inspektionsöffnung 
bestimmt die Gemeinde. Begründete Wünsche des Ansch lussnehmers werden dabei 
nach Möglichkeit berücksichtigt.  

 
(2) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Be seitigung von Grundstücksan-

schlussleitungen vom Straßenkanal bis zur Inspektio nsöffnung – sofern noch 
nicht vorhanden bis zur Grundstücksgrenze – sowie d er Einbau der Anschluss-
stutzen erfolgen ausschließlich durch die Gemeinde bzw. durch ein von ihr 
beauftragtes Unternehmen. Der Aufwand ist der Gemei nde zu ersetzen (vgl. § 
7a Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungss atzung der Gemeinde 
Alfter). Die laufende Unterhaltung von Grundstücksa nschlussleitungen (Reini-
gung, Dichtheitsprüfung etc.) obliegt dem Anschluss nehmer.  

 
 
 
 
 



(3) Die Herstellung, Erneuerung, Veränderung, Besei tigung sowie die laufende Un-
terhaltung (Reinigung, Ausbesserung) der Abwasseran lagen in den Gebäuden so-
wie auf dem anschließenden Grundstück einschließlic h der Inspektionsöffnung 
–sofern noch nicht vorhanden bis zur Grundstücksgre nze – obliegen dem An-
schlussnehmer. Die Arbeiten müssen fachgemäß nach d en anerkannten Regeln der 
Technik durchgeführt werden.  

 
(4) Die Herstellung und Instandhaltung der Abwasser anlagen in den Gebäuden sowie 

auf dem anschließenden Grundstück muss außerdem den  besonderen Anforderungen 
der Bauaufsichtsbehörde entsprechen  

 
(5) Jeder Anschlussnehmer ist verpflichtet, sich ge gen Rückstau von Abwasser aus 

der öffentlichen Abwasseranlage in die angeschlosse nen Grundstücke zu schüt-
zen. Hierzu hat er an den Ablaufstellen unterhalb d er Rückstauebene funkti-
onstüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein  anerkannten Regeln der 
Technik einzubauen und diese regelmäßig zu warten. Die Rückstausicherung 
muss jederzeit zugänglich sein.  

 
(6) Kanaleinläufe, Abläufe usw. die tiefer als die Straßenoberfläche an der  An-

schlussstelle an die öffentliche Abwasseranlage lie gen oder sonst wie durch 
Rückstau gefährdet sind, sind durch Absperrschieber  gegen Rückstau zu si-
chern.  

 
(7) Für die Entwässerung von Räumen, die unter der Rückstauebene liegen,  gilt 

als Höhe der Rückstauebene die Oberkante der Straße  bzw. des Geländes  über 
der Anschlussstelle der Kanalanschlussleitung an di e öffentliche Abwasser-
anlage. Ist die Rückstauebene im Einzelfall nicht f eststellbar, sind die 
diesbezüglichen Vorgaben der Gemeinde verbindlich.  

 
(8) Besteht für die Ableitung der Abwässer zur öffe ntlichen Abwasseranlage kein 

natürliches Gefälle, so kann die Gemeinde zur ordnu ngsgemäßen Entwässerung 
eines Grundstückes den Einbau und Betrieb einer Pum pe durch den Anschlussbe-
rechtigten verlangen.  

    Die Kosten trägt der Anschlussberechtigte. 
 
(9) Werden an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätz en, die noch nicht mit Abwas-

serleitungen ausgestattet sind, aber später damit v ersehen werden sollen, 
Neubauten errichtet, so hat der Grundstückseigentüm er, wenn die Gemeinde es 
verlangt, alle Einrichtungen für den späteren Ansch luss in Abstimmung mit 
der Gemeinde und auf seine Kosten vorzubereiten; da s gleiche gilt, wenn in 
bestehenden Bauten die vorhandenen Abwassereinricht ungen wesentlich geändert 
oder neu angelegt werden soll.  

 
(10)Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung au f einem privaten Grundstück 

hat der Anschlussnehmer eine geeignete Inspektionsö ffnung auf seinem Grund-
stück außerhalb seines Gebäudes einzubauen. Wird di e Anschlussleitung erneu-
ert oder verändert, so hat der Anschlussnehmer nach träglich eine Inspekti-
onsöffnung auf seinem Grundstück erstmals einzubaue n, wenn diese nicht zuvor 
eingebaut war. In Ausnahmefällen kann auf Antrag de s Anschlussnehmers von 
der Errichtung einer Inspektionsöffnung außerhalb d es Gebäudes abgesehen 
werden. Die Inspektionsöffnung muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen 
sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der Inspekti onsöffnung ist unzuläs-
sig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



         § 12 a 
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasse rleitungen 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung privater  Abwasserleitungen gilt die 

Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlage n (Selbstüberwachungsver-
ordnung Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Abw asserleitungen sind gemäß 
den §§ 60, 61 WHG, § 61 Abs.1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 S üwVO Abw so zu errichten 
und zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abw asserbeseitigung einge-
halten werden. Hierzu gehört auch die ordnungsgemäß e Erfüllung der Abwasser-
überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gege nüber der Gemeinde. 

     
 
 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Ab wasserleitungen dürfen nur 

durch anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw d urchgeführt werden. 
 
 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw sind im Erdreich oder  unzugänglich verlegte priva-

te Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten vo n Schmutzwasser oder mit 
diesem vermischten Niederschlagswasser einschließli ch verzweigter Leitungen 
unter der Keller-Bodenplatte oder der Bodenplatte d es Gebäudes ohne Keller 
sowie zugehörige Einsteigeschächte oder Inspektions öffnungen zu prüfen. 

    Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 S atz 2 SüwVO Abw Abwasserlei-
tungen, die zur alleinigen Ableitung von Niederschl agswasser dienen und Lei-
tungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt sind , dass austretendes Ab-
wasser aufgefangen und erkannt wird. 

 
 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt  eine Zustands- und Funkti-

onsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzufü hren ist, ergibt sich aus 
den §§ 7 bis 9 SüwVO Abw. Nach § 8 Abs. 2 SüwVO Abw  hat der Eigentümer des 
Grundstücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw der Erbb auberechtigte private Ab-
wasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihr er Errichtung oder nach 
ihrer wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachku ndigen nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand un d Funktionstüchtigkeit 
prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen f ür bestehende Abwasser-
leitungen ergeben sich im Übrigen aus § 8 Abs. 3 un d Abs. 4 SüwVO. Die    
Gemeinde behält sich vor im Einzelfall durch gesond erte Satzung gemäß § 53 
Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW abweichende Prüffrist en festzulegen. 

 
 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO Abw nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgefüh rt werden. Nach § 8 Abs. 
1 Satz 4 SüwVO Abw gelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als all-
gemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die Sü wVO Abw keine abweichen-
den Regelungen trifft. 

 
 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw ist das Ergebn is der Zustands- und Funkti-

onsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 de r SüwVO Abw zu dokumen-
tieren. Dabei sind der Bescheinigung die in §9 Abs.  2 Satz 2 SüwVO Abw bei-
zufügen. 

    Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist durch den  Grundstückseigentümer oder 
Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Ab w) aufzubewahren. 

 
 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1 996 auf Zustand und Funkti-

onstüchtigkeit geprüft worden sind, bedürfen nach §  11 SüwVO Abw NRW 2013 
keiner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbes cheinigung den zum Zeit-
punkt der Prüfung geltenden Anforderungen entsproch en haben. 

 
 



(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungsz eitpunkt ergeben sich grund-
sätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw. Über mögliche A bweichungen von den  

    Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw kann  die Gemeinde gemäß § 10 Abs. 
2 Satz 1 SüwVO Abw nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 
      
                                                                                            
 

§ 13 
Haftung 

 
(1) Dem Anschlußberechtigten obliegt die Sorge für die vorschriftsmäßige  Benut-

zung und Wartung der Entwässerungsanlage seines Gru ndstücks nach  den Bestim-
mungen dieser Satzung. Insbesondere hat er für alle  durch  mangelhaften Zu-
stand oder satzungswidrige Benutzung seiner Entwäss erungsanlagen schuldhaft 
herbeigeführten Schäden und Nachteile einzustehen. Verschulden seiner Be-
vollmächtigten und Erfüllungsgehilfen hat  er wie eigenes Verschulden zu ver-
treten. Er hat die Gemeinde von Ersatzansprüchen fr eizustellen, die Dritte 
gegen die Gemeinde aufgrund  von Mängel, die er zu vertreten hat, geltend ma-
chen. Miteigentümer  haften als Gesamtschuldner. Störungen, die die Geme inde 
beseitigen  muß, hat er dieser sofort mitzuteilen. Die Beseitig ung der ande-
ren  Störungen hat er unverzüglich selbst zu besorgen.  

 
(2) Der Anschlußnehmer, der entgegen den Bestimmung en dieser Satzung unzuver-

lässige Stoffe in die Abwasserleitung gelangen läßt , haftet für alle  Schä-
den, die der Gemeinde oder Dritten dadurch entstehe n.  

           
(3) Die Gemeinde haftet nicht für Vermögensschäden,  die infolge von Betriebsstö-

rungen oder außer Betriebsetzung der öffentlichen A bwasseranlagen entstehen.  
 
(4) Die Haftung der Gemeinde für Personen und Sachs chäden, die durch höhere  Ge-

walt verursacht worden ist, ist ausgeschlossen. Sie  haftet auch nicht  für 
Schäden, die dadurch entstehen, daß die vorgeschrie benen Rückstausicherungen 
nicht vorhanden sind oder nicht ordnungsgemäß funkt ionieren  

 
(5) Die Gemeinde kann jederzeit fordern, daß vorhan dene Abwasseranlagen in  den 

Zustand gebracht werden, der den Vorschriften entsp richt, die jeweils für 
die Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherh eit und  Ordnung bestehen.  

 
 

§ 14 
Auskunfts- und Nachrichtspflicht 

sowie Zutritt zu den Abwasseranlagen 
 

(1) Der Anschlußberechtigte ist verpflichtet, alle für die Prüfung der  Grund-
stücksentwässerungseinrichtungen und für die Errech nung der gemeindlichen 
Beitrags-, Gebühren- und Ersatzansprüchen erforderl ichen  Auskünfte zu ertei-
len. Die Anschlussnehmer haben die Gemeinde unverzü glich zu benachrichtigen, 
wenn 

 
- der Betrieb ihrer Grundstücksentwässerungseinrich tung durch Umstände  be-

einträchtigt wird, die auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage  zurück-
zuführen sein können (z.B. Verstopfung von Abwasser leitungen),  

 
- Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten dro-

hen, die den Anforderungen nach § 4 nicht entsprech en, 
 
- sich Art und Menge des anfallenden Abwassers erhe blich ändert, 
 
- für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschl uss und Benutzungsrechtes 

entfallen. 
 



(2) Bedienstete und mit Berechtigungsausweisen vers ehene Beauftragte der Gemein-
de sind berechtigt, die Grundstücke zu betreten, so weit dieses zur Erfüllung 
der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Sat-
zung erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsb erechtigten haben das Be-
treten von Grundstücken und Räumen zu dulden und un gehindert Zutritt zu al-
len Anlageteilen auf den Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt 
nach § 53 Abs. 4a Satz 2 LWG  auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, 
das der Gemeinde zu überlassen ist. Die Grundrechte  der Verpflichteten sind 
zu beachten. Alle Teile der Abwasseranlage, besonde rs die Reinigungsöffnun-
gen, Prüfschächte und Rückstauverschlüsse, müssen j ederzeit zugänglich sein.  

 
(3) Den Anordnungen der Beauftragten ist Folge zu l eisten. Wird einer  schriftli-

chen Anordnung nicht innerhalb der darin gesetzten Frist entsprochen, so ist 
die Gemeinde berechtigt, die notwendigen Zwangsmitt el  nach §§ 55 ff. des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in seiner jeweili gen Fassung anzuwenden 
insbesondere die erforderlichen Maßnahmen  auf Kosten des Anschlußnehmers 
durchzuführen oder von anderen durchführen zu lasse n.  

 
 
            

§ 15 
Anschlussbeitrag, Gebühren, 

Grundstücksanschlußkosten 
 

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für  die Herstellung und Erweite-
rung der Abwasseranlage werden Anschlußbeiträge und  für die Inanspruchnahme 
der Abwasseranlage Benutzungsgebühren nach der zu d ieser  Satzung erlassenen 
Beitrags- und Gebührensatzung (BGS) erhoben  

 
(2) Die Abwasserabgabe für eigene Fremdleitungen de r Gemeinde, für Fremdeinlei-

tungen, für die die Gemeinde Abgaben entrichten muß , sowie die  Abwasserabga-
be, die von Abwasserverbänden auf die Gemeinde umge legt  wird, wird/werden 
als Gebühren nach Abs. 1 abgewälzt.  

 
(3) Der Aufwandsersatz für die von der Gemeinde her gestellten Grundstücksan-

schlüsse mit Anschlußstutzen ermitteln sich nach de r BGS.  
 
 
 
 

§ 16 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
(1) Die Rechte und Pflichten die sich aus dieser Sa tzung für Grundstückseigentü-

mer ergeben, gelten entsprechend für Erbbauberechti gte und  sonstige zur Nut-
zung des Grundstücks dinglich Berechtigte sowie für  die Träger der Baulast 
von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der  im Zusammenhang bebauten Orts-
teile.  

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich a us dieser Satzung für die  Be-

nutzung der öffentlichen Abwasseranlage ergeben, fü r jeden, der  
 

- berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den ang eschlossenen Grund-
stücken anfallende Abwasser abzuleiten (also insbes ondere auch Pächter, 
Mieter, Untermieter etc.) oder 

 
- der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwas ser zuführt. 

 
(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldne r.  
 
 
 



§ 17 
Begriff des Grundstücks 

 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist, unabhän gig von der Eintragung  im 

Liegenschaftskataster und im Grundbuch jeder zusamm enhängende Grundbesitz, 
der eine selbstständige wirtschaftliche Einheit bil det. Befinden sich auf 
einem Grundstück mehrere, zum dauernden Aufenthalt von  Menschen bestimmte 
Gebäude, so können für jedes dieser Gebäude die für  Grundstücke maßgeblichen 
Vorschriften dieser Satzung angewandt werden;  die Entscheidung hierüber 
trifft die Gemeinde.  

 
         

 
§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig handelt wer vorsätzlich oder fah rlässig entgegen  
 

a) § 4 Absatz 1 und 2  
 

Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranl age einleitet  oder 
einbringt, deren Einleitung oder Einbringung ausges chlossen  ist.  

 
b) § 4 Absatz 3 und 6  

 
Abwasser einleitet, das hinsichtlich der Beschaffen heit und der Inhalts-
stoffe die Grenzwerte nicht einhält oder das Abwass er zur Einhaltung der 
Grenzwerte verdünnt oder vermischt oder Abwasser üb er den zugelassenen 
Volumenstrom hinaus einleitet. 

 
c) § 4 Absatz 7 

 
Dampfleitungen und Dampfkessel unmittelbar anschlie ßt. 

 
d) § 4 Absatz 8 

 
Abwasser ohne Einwilligung der Gemeinde auf anderen  Wegen als über die 
Anschlußleitung eines Grundstückes in die öffentlic he Abwasseranlage ein-
leitet. 

 
    e) § 4 Absatz 9 
 

Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol , Diesel-, Heiz- oder 
Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser vor der Einle itung in die öffentli-
che Abwasseranlage nicht in entsprechende Abscheide r einleitet oder Ab-
scheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut ode r betreibt oder 
Abscheidegut nicht in Übereinstimmung mit den abfal lrechtlichen Vor-
schriften entsorgt oder Abscheidegut der öffentlich en Abwasseranlage zu-
führt. 

 
f) § 4 Absatz 12 

 
auf ein entsprechendes Verlangen der Gemeinde keine  oder eine unzurei-
chende Auskunft über die Art und Beschaffenheit der  Abwasser sowie über 
deren Menge gibt oder die die dazu erforderlichen t echnischen Einrichtun-
gen nicht vorhält. 
 

g) § 4 Absatz 15 
 

die geforderte Mitteilung unterläßt oder den Nachwe is nicht erbringt 
 
 



h) § 4 Absatz 1, 5 und 6 
 

sein Grundstück nicht oder nicht rechtzeitig anschl ießt 
 

i) § 5 Absatz 2 
 

Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage ei nleitet 
 
            

j) § 5 Absatz 4 
 

in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das Sc hmutz- und Nieder- 
schlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten An lagen zuführt 

 
k) § 5 Absatz 9 

 
den Abbruch eines mit einem Anschluß versehenen Geb äudes nicht oder nicht 
rechtzeitig der Gemeinde mitteilt 

 
l) § 9 Absatz 1 

 
auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswass er als Brauchwasser 
nutzt ohne dies der Gemeinde angezeigt zu haben. 
 

m) § 10 Absatz 1 
 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohn e vorherige Zustimmung 
der Gemeinde herstellt oder ändert 

 
n) § 12 Absatz 4 

 
die Abwasseranlage benutzt bevor die Gemeinde eine Abnahme durchgeführt 
hat. 

 
o) ersatzlos gestrichen 
 
p) § 14 Absatz 1 

 
die Gemeinde nicht oder nicht fristgerecht benachri chtigt 

 
q) § 14 Absatz 2 

 
den Zutritt nicht gewährt oder die genannten Teile der Abwasseranlage 
nicht zugänglich hält. 

 
 
 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbei ten an der öffentlichen  Ab-

wasseranlage vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einl aufroste öffnet,  Schieber 
bedient oder in einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa ei-
nen Abwasserkanal einsteigt.  

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach den Absätzen 1 und 2 können mit einer Geldbuße  
    bis zu 50.000 EUR geahndet werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage zur Neufassung der Entwässerungssatzung vom 04.01.1999  
 

Grenzwerte für Einleitungen in die öffentliche Abwa sseranlage 
 

1. Physikalische Parameter   
 
 a) Temperatur:  bis 35° C   
 b) ph-Wert:  zwischen 6,0 - 9,5   
 
2. Absetzbare Stoffe:  a) biologisch abbaubar:   
 nach DIN 38 409-H9-2  Soweit keine besonderen Ge-

fahren damit verbunden sind   
 
 b) biologisch nicht abbaubar:  

2 ml/l nach 30 Min. Absetz-
zeit   

 
3. a) Öle und Fette:  verseifbar: 100 mg/l   
 
 b) Kohlenwasserstoffe:  
    nach DIN 38 409-H18  50 mg/l  
  
4. Organische Lösungsmittel:  a) mit Wasser mischba r und 

bio-logisch abbaubar: Nur nach 
spezieller Festle-gung,  

 
  b) mit Wasser nicht mischbar: 

Max. ihrer Wasserlöslichkeit,  
 
  c) halogenierte organische Lö-

sungsmittel, berechnet als or-
ganisch gebundenes Halogen: 2 
mg/l  

 
5. Phenole (berechnet als  100 mg/l  

C6H5OH)  
nach Deutschem Einheitsverfahren  
(DEV) -H16-1  

 
6. Anorganische Stoffe (gelöst)  

a) Cyanid (CN)  
   leicht freisetzbar:  1 mg/l  
   nach DIN 38 405-D 13-2  
b) Cyanid gesamt  20 mg/l  
   (CN)  
   nach DIN 38 405-D 13-1  
c) Sulfat (SO 4)  400 mg/l  
d) Fluorid (F)  60 mg/l  
   nach DEV-D 4 N 18 

 
 
 
 
 
 



7. Anorganische Stoffe   
(gelöst und ungelöst)  

 
a) Arsen (As):  1  mg/l   
b) Blei (Pb):  1,5  mg/l   
c) Cadmium (Cd):  0,1  mg/l   
d) Chrom, gesamt (Cr):  2  mg/l   
e) Chromat (Cr VI):  0,5  mg/l   
f) Kupfer (Cu):  2  mg/l   
g) Nickel (Ni):  3  mg/l   
h) Ouecksilber (Hg):  0,02  mg/l   
i) Selen (Se):  1  mg/l   
j) Zink (Zn):  3  mg/l   
k) Eisen (Fe)  20  mg/l   
l) Aluminium (Al): 20  mg/l  
 
Die Parameter a) - j) werden nach dem Verfahren der  Atomabsorbitions-
spektralphotometrie (AAS) bestimmt.  
 
Sofern die Vorschriften der Einheitsverfahren in DI N-Normen überführt  werden, 
sind diese für die Untersuchung verbindlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


